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Aufgrunci des S 5 der Gemeindeordnung für das Land Brancienburg (GO) vom
i5.10.1993 (GVEI. I, S. 398), zuletzt geänderL ciurch Ärt. 3 des Ersten
Funktionalreformgesetzes vom 30.06.1994 (GVB].I, S. 230) und cier SS 1' 2 und
8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) vom 27.ü6.1991
(GVBI.I, S. 200), geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Ancierung des
KommunaLabgabengesetzes für das Land Brandenburg vom 27.06.i"995 (GVBl.I'
S.145), hat die Stadtverordnetenversamm.l-ung der Stadt Ortranci in ihrer
Sitzung am 28.09.1999 folgende

Satzung
i^rber die Erhebung von Beiträgen für straÄenbauliche

MaÄnatrmen ( StraÄenausbaubeitragssatzung )

beschlossen.

s1
Erhebung des Be5.traltes

Zum ErsaLz des Aufwandes für die Anschaffung, Herstellung, ErWeiterung'
Verbesserung unci Erneuerung von Anlagen im Bereich der öffentlichen Straßen,
Vilege und PIätze und aIs Gegenleistung für die dadurch den Eigentümern'
Erbbauberechtigten oder NuLzern der erschiossenen Grundstücke erwachsencien
wirtschaftlichen Vorteile erhebt d.ie Gemeinde Beiträge nach Maßgabe dieser
Satzung.
Beiträge sind Geldleistungen.
Sie werden von den G.rundstückseigentümern als Gegenleistung dafür erhoben,
daß ihnen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme cier Einrichtungen und
Anlagen wirtschaftli-che Vorteile geboten werden.
Ist das Grundstück rrr.it einem Erbbaurecht belasteL, so tritt an dj-e Stel-i-e des
Eigentümers der Erbbauberechtigte. Besteht für das Grundstück ein
Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentümers.
Nutzer sind die in S 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September
1994(BGBI. f S. 2451]| genannten natürlichen oder juristischen Personen des
pri-vaten und des öffentlichen Rechts.
Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt
der Fälligkeit des Bei-trages das Wah.l-recht über die Bestellung eines
Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstückes gemäß den SS 15 und 16 des
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes statthaften Einreden und Einwendungen
geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Beitragspfl-icht des
Grunds tücksei gentümers unberührt .

Dabej- kommen die zum jeweiligen Zeitpunkt der Erfüllung des Bauprogramms
güItigen Gesetzesfassungen zvr Anwendunq, lnsbesondere in Bezug auf S 10
Absatz 3 dieser Satzung.

S2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1) BeiLragsfähig ist insbesondere der Aufwand. für

den Erwerb (einschl-ießl-ich den Nebenkosten des Erwerbs) und die Frei-
legung der für ciie Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Ein-
richtungen und Anlagen benötigten Grundflächen,
den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten
Flächen zum Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme einschließl-ich der
Freilegung,
die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der
Fahrbahn,
die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von
a) Rinnen und Bordsteinen, auch wenn sie höhengleich zu den umgeben-

den Flächen ausgebildet sind,
b) Trenn:r Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
c) Geh- und Radwegen, auch wenn sie kombiniert werden,
d) Beleuchtungseinrichtungen,
e) Oberflächenentwässerungseinrichtungen,
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f) Böschungen, Schutz- und Stützmauernr
S) Parkflächen, einschl-ießlich Standspu,ren und Halteleuchten
h) unselbständige Grünanlagen,
i) Bushal-tebuchten,

5. die Herstellung, Erweiterung. Verbesserunq und Erneuerung von Fuß-
gängerstraßen und Fußgängerzonen,

6. die Inanspruchnahme Dritter mit Vermessung, Planung und Bauleitung,
7. die Verwaltungskosten, die ausschließ]ich der Maßnahme zuzurechnen

sind.
(2) Die Fahrbahnen der ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes* und Kreis-

straßen sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind afs die
anschließenden freien Strecken.

(3) Nicht, beitragsfähig sind die Kosten
1-. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen, ütege

und Plätze,
2. für Brücken. Tunnel und Unterführungen mit den dazugehörenden Rampen.

s3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beiLragsfähige Aufwand wj-rd nach den tatsächl-ichen Aufwendungen
ermittelt.

S4
Anteir der Gemeinde und der Beitragspflichtigen a,m Aufwand

(1) Die Gemeinde trägt den Anteil_ des Aufwandes, der
a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit ent.fäl1-t.
b) bei der Verteilung des Aufwandes nach S 5 auf ihre eigenen Grund-

stücke entfäIlt.
Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu Lragen.

(2) {Jberschreiten AnLagen die nach Abs.3 anrechenbaren Breiten, so trägt die
Gemeind.e den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand all-ein.
Bei den T,andes- und Kreisstraßen beziehen sich di-e anrechenbaren BreiLen
der Fahrbahnen auf die Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite
nach S 2 Abs. 2 hinausgeht

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 und 2 und die
anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wi-e folgt festgesetzt:

; Li diJ ctldr L rnraahan'*-r+ -s-^i+^-qrr! uulr!1r!q! g t! ga Luar
:-----L-1L i- r--_-_
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te1le und in sonstigen
Baugebi-eten

h-l !-----

nfl i nhfi ^arE! !-vÄr v4 Y vir

7 . Attliegers LraiJett

Fahrbahn
Radweg, einschl. Sicherheitsstreifen
Parkstreifen
Gehweg
Geh- /Radweg kornbiniert
Beleuchtung und Oberf 1ächenenthrässerung
unselbständj-ge Grtinanlagen

a)
b)
c)
d)
e)
f)
s)

je
je
je

5,50 m
1,75 m
5,00 m
2,50 m
3,50 m

50
50
60
60
50
60
60

v.H,
v.H.
v.H.
w.H.
v.H.
v.H.
v.H.je 2,00 m
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2 . I{aupterschließungs s traßen

a) Fahrbahn
b) Radweg, einschl. Sicherheitsstrelfen
c) Parkstreifen
d) Gehweg
e) Geh-/Radwegr kombiniert
f ) Beleuchtung und oberflächenentwässerungt
S) unselbständige Grti'rranlagen

feje
je
je

v.H.
v.H.
v.H.
w.H.
v.H.
v.H.
v.H.

6,50 m
1,75 m
5,00 m
2,50 m
3,50 m

30
30
50
c,n

40
50
50je 2,00 m

5. äaulttvetkejrrsstrafieii

Fahrbahn
Radweg, einschl. Sicherheitsstreifen
Parkstreifen
Gehweg
Geh-/Radweg kombiniert
Beleuchtung und oberflächenentwässerungt
unselbständi ge Grünanlagen

a)
b)
c)
d)
e)
f)
s)

je
je
je
je

v.H.
v.H.
v.H.
V.H.
v.H.
v.H.

8,50 m
1.75 m
5,00 m
2,50 m
3,50 m

10
10
50
50
30
50

je 2,00 m 50 v.H

ltenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich
die anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder
der fehl-enden Parkstreifen, höchstens jedoch um je 2'50 m, falls und
soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit qeboLen wird.

(4) Bei den in Absatz 3 Nr. 1 bis 3 genannten Baugebieten handelt es sich um

beplante wie unbeplante Gebiete. Di-e genannten Breiten sind Durch-
s chnittsbrei-ten.

(5) Die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen werden im
EinzelfaLl durch Ergänzungssatzung festgesetz|' fidr
1. verkehrsberuhigte Bereiche,
2. Fußgängerstraßen,
3. Anlagen, die in Absatz 6 nicht erfaßt sind, insbesondere ltirLschafts-

wege und sonstige öffentliche Straßen im Sinne von S 3 Abs.S des
Brandenburgischen Straßengesetzes'

4. Anlagen, bei denen die in Abs. 3 festgesetzten anrechenbaren Breiten
oder Anteile der BeitragspflichLigen offensichLlich nicht zutreffen,

5. Teilej-nrichtungen, bei denen Gruppen von Beitragspflichtigen unter-
schiedlich große wirtschaftliche Vorteil-e erwachsen. die nicht der
Regelung in S 6 Abs.1 Satz 1 entsprechen.

(6) Im Sinne der Absätze 3 bis 5 gelten als

L. Anliegerstraßen:
Straßen, die überwiegend der Erschließung
a) der angrenzenden Grundstücke oder
b) der durch private Zuwegung oder Eigent'limerwege

Grundstücke (Hinterl-ieger)
dienen.

mit i-hnen verbundenen

2 . Haupterschließungsstraßen :
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem
Verkehr innerhalb von Baugebj-eten oder innerhalb von im Zusammenhang
bebauten Ortsteilen dj-enen, soweit sie nicht HaupLverkehrsstraßen nach
Zj-ffer 3 sind.
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3, I/auptverkeärss t raßen :
Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem überört-
Iichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Landes* und Kreisstraßen
mit Ausnahme der Strecken, die außerhalb von Baugebieten und von im
Zusammenhang bebauten OrtsteiLen liegen.

4. verkehtsberuhigte Bereiche:
AJ.s Mischfl-äche gestaltete Anliegerstraßen, di-e
von Fußgängern benutzt werden dürfen, jedoch
fahrzeugen benutzt werden können.

in ihrer ganzen
unbegrenzt mit

Breite
Kraft-

5. tußgängerstraßen:
Arrliegerstraßen und vfohnwege, die in ihrer gesamten Breite dem Fuß-
gängerverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung für den Anl-iegerverkehr mlt
Kraftfahrzeugen möglich ist.

(7) Die öffentlichen Straßen im Gemeindegebiet, die die Merkmal-e der
Straßenarten nach Abs. 3 erfüIJ-en, sind als Verzej-chnis in der Anlage 1
aufgeführt. Dieses Verzeichnis ist Bestandt,eil- dieser Satzung.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen (Absätze 3 - 6) gelten für öffentliche
Plätze und einseitig anbaubare SLraßen und $lege entsprechend. Dabej- sind
die anrechenbaren Breiten für unsel-bständige Grünanlagen nach Absatz 3
nur entlang der bebauten bzw. bebaubaren Grundstücke anzusetzen. Die
anrechenbare Breite der Fahrbahn nach Absatz 3 ist bei- einseitig anbau-
baren Straßen und Wegen zu 2/3 zu berücksichtigen.

(9) Zuwendungen Dritter sind, sowei-t der Zuwendungsgeber nichts anderes
bestimmt hat, zunäehst zur Deckung des in Absatz 1 festgesetzten Anteil-s
der Gemeinde zu verwenden,

ss
VerteiJ-ung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Der nach den SS 2 - 4 ernr-ittelte Aufwand wird auf die erschfossenen
Grundstücke nach deren Ffächen verteift. Dabei wird die unterschiedliche
Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt.

(2) Al-s Grundstücksffäche im Sinne von Absatz 1 gilt bei Grundstücken lnner-
halb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes di,e Fläche, die bau-
lich' gewerblich oder in vergleichbarer Wej-se genutzt werden kann.

(3) Als Grundstücksfläche im Sinne von Absatz L giLiu bei Grundstücken außer-
halb eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan ei-ne bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare Nutzung nicht
festsetzt,

a) soweit sie an dj-e Anlage angrenzen, die Fl-äche zwischen der gemein-
samen Grenze der Grundstücke mi-t der Anlage und einer im Abstand von
40 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die lediglich die
wegemäßige Verbindung zur Anlage hersterren, breiben bej- der Be-
stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fl-äche zwischen der Grundstücks-
grenzet die der Anlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m
dazu verlaufenden Linie.

Überschreitet die zu1ässige oder tatsächliche Nutzung die Abstände nach
Satz 1 Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fältt die Linie zusammen mit
der hinteren Grenze der zulässigen oder tatsächl-ichen Nut.zung.
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(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die
Fläche (Absätze 2 und 3) vervielfacht mit

,0 bei einer BebaubarkeiL niL einem Vollgeschoß,
,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Voll-geschossen,
,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen.
,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier und fünf Voflgeschossen,
,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen

Nutzung vergleichbaren Vteise genuLzt werden können (2.8. Kirchen-
grundstücke, Friedhöfe, Sportanlagen, Dauerkleingärten)'

,3 bej- Grundstücken, die weder baulich noch gewerblich genutzt
werden könneni diesen wird abweichend von Absatz 6 c) eine Land*
oder forstwirtschaftl-iche Nutzung gleichgestel-l-L.

a)
b)
c)
d)
e)

1
I
l-
1
0

f) 0

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes
ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt :

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen
Zahl der Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt.
die Baumassenzah.l- geteilt durch 3,5
Zahlen auf- oder abgerundet werden.

gilt als Zahl der Vollgeschosse
, wobei Bruchzahlen auf vol]e

Zahl der
5 , wobei

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als
Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2'
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

fst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
vorhanden oder zugelassen, so ist dj-ese zugrunde zv legen; dies gilt
entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige
Gebäudehöhe überschritten wird.

(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes
oder für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die ZahI der Vol-l--
geschosse, die Baumassenzahl und die Gebäudehöhe nicht festsetztr ergibt
sich die Zahl- der Vollgeschosse:

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der Latsächlich vor-
handenen Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse blegen der

Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilL
Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes getej-lt durch 2,5
zahlen auf vol-l-e Zahl-en auf- oder abgerundet werden.

Bebauung zulässig ist,
wird ein Vollgeschoß

al-s Zahf der
, wobei Bruch-

die aber
zugrunde-

b) bei unbebauLen, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl- der auf den
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vol-l--
geschosse,

c) Bej- Grundstücken, auf denen keine
gewerblich genutzt werden können,
gelegt.

d) Bei cruridstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig
oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoß zugrundegelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung der Grund-
stücke werden die in Absatz 4 festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sonderqebieten mi-t der Nutzungsart
1. Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe,
2. Messe, Ausstellung und Kongresse
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b) bei Grundstücken außerhalb der unter dem Buchstaben a) bezeichneten
Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnl-icher Vteise genutzt
werden (2.8. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post- und Schul-
gebäuden) | ürenn di-ese Nutzung nach Maßgabe der Geschoßflächen über-
wiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzl*ich zur
Bebauung vor, gilt die tatsächlich so genuLzte Fläche als Geschoß-
ffäche.

s6
VorverteiJ-ung des umJ.egrungsfähi.gen Aufwands in besonderen FäIlen

(1) Umfaßt das Abrechnungsgebiet neben baulich, gewerblich, industriell- oder
in sonst vergleichbarer Vteise nutzbaren Grundstücken auch Grundstücke,
die nicht in dieser Weise nutzbar sind und die im Außenbereich
(S 35 BauGB) liegen, so wird der Vorteil der baulich, gewerblich und
industriel-l oder in sonst vergleichbarer Weise nutzbaren Grundstücke
doppelt so hoch bewerteL wie der Vorteil- der nicht in dieser Weise nutz-
baren Grundstücke. Abweichungen von der Vorverteilung nach Satz 1 sind
zulässig, bedürfen jedoch einer Festlegung nach S 4 Absatz 5.

(2) Zu diesem Zweck wird der beitragsfähige Aufwand vor der Verteilung auf
die einzelnen Grundstücke im Verhältnis der nach Absatz 3 errn-ittel-ten
maßgeblichen Summen der Frontlängen der baulich, gewerblich. industriell
oder in sonst vergleichbarer Weise nutzbaren Grundstücke zu den nach
Absatz 3 ermittelten maßgeblichen Summen der Frontlängen der nicht in
dieser lteise nutzbaren Grundstücke aufgeteift.

(3) Die für die Verteilung nach AbsaLz 2 maßgebli-chen Frontlängen werden wie
f olgt ernr-ittef t:

Frontlänge ist die Länge der gemeinsamen Grenze zwischen dem Grund-
stück und der Anlage.

Al-s Frontlänge gilt abweichend von Nr. 1 die Hälfte der längsten
parallel zur Grenze der Anlage verlaufenden gedachten Linie innerhalb
des Grundstücks, wenn die tatsächl-iche Frontlänge des Grundstücks
weniger als die Hälfte dieser gedachten Linie beträgt. Dasselbe gilt,
wenn das Grundstück keine gemeinsame Grenze miL der Anfage hat.

3. Al-s maßgebliche Frontl-änge gilt

a) für die baulich, gewerblich und industriell oder in sonst ver-
gleichbarer Weise nutzbaren Grundstücke die doppelte nach Maßgabe

der Nummern l- und 2 ermittelte Frontlänge,

b) für die nicht baulich, gewerblich und industriel-l oder in sonst
vergleJ-chbarer Weise nutzbaren Grundstücke die einfache nach Maß-
gabe der Nunnnern 1 und 2 ermittelte Frontlänge.

(4) Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn sich eine beitragsfähige Maß-
nahme nur auf eine von beidseitig vorhandenen glei-chen Tej-leinrich-
tungen, die ihrer Funktion nach jeweil-s vorwiegend für eine Straßenseite
bestimmt sind (2.8. beidseitige Gehwege), erStreckt.

s7
AbschnittsbiJ.dung

(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Erschl-ießungsanlage kann der
Aufwand sel-bständig enrrittelt und erhoben werden.

1

2
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(2) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßen-
abschnitte, für dj-e sj-ch nach S 4 Abs.3 unterschiedliche anrechenbare
Brej-ten oder unterschiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben,
so sind die StraßenabschnitLe gesondert abzurechnen.

(3) Die Stadt Ortrand entscheidet im Rahmen des Bauprogrammes über die
Abschnittsbildung.

s8
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für
L. Grunderwerb,
2. Freilegung
3. Fahrbahn,
4. Radweg, auch rnit Gehweg kombiniert,
5. Gehweg,
6. Parkflächen.
1. Beleuchtung,
I . oberflächenentwässerungi,
9. unselbständige Grünanlagen
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

s9
Vorausleistungen und AbJ-ösung

(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die
Gemeinde angemessene Vorausleistungen erheben, wobei diese 80 B des vor-
aussichtlichen Beitrages nicht übersteigen dürfen. Ein Beschfuß der
StadtverordnetenversammJ-ung muß der Beitragserhebung vorausgehen.

(2| Der Straßenausbaubeitrag kann durch öffentlich-rechtl-ichen Vertrag abge-
l-öst werden. Der Ablösebetrag richtet sich nach der voraussichtlichen
Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittel-nden Straßenausbau-
beitrages. Ein Anspruch auf Abschluß eines Ablösevertrages besteht.
ni cht.

s10
BeitragspfJ-ichtige

(1) Beitragspflichtig i-st derjenige, der im Zei-tpunkt der Bekanntgabe des
Beitragsbescheides Eigentürner des Grundstücks 1st, Als Eigentümer gi1t.
wer als solcher im Grundbuch eingetragen ist.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die
Stelle des Eigenttimers der Erbbauberechtigte.

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die
Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in S 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes vom 2I.09.L994 (BGBI. I, 5.2457 ) genannten natür-

lichen und juristischen Personen des privaten und des öffentlichen
Rechts. Die Bei-tragspfLicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn
zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages das Vtahlrecht über die Be-
stellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstückes gemäß den
SS 15 und 16 des Sachenrechtsberej-nigungsgesetzes bereits ausgeübt und
gegen den Nutzer keine nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statt-
haften Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden sind.
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(4) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer sind verpflichtet'
alle für die Veranlagung erforderl-ichen Angaben wahrheitsgemäß und un-
verzüglich nach Aufforderung durch die Gemeinde zu machen und nachzu-
weisen. Sie haben bei örtlichen Feststellungen der Gemeinde die not-
wendige Unterstützlrng zu gewähren.

(5) Mehrere Grundstückseigentürner, Erbbauberechtigte und Nutzer haften als
Gesamtschuldner.

s11
Entsteben der sactrlichen Beitragapfl.icht

(1) Die Bej-tragspflicht entsteht mit dem Abschluß der Maßnahme.

Sie entsteht in den Fällen der Kostenspaltung (S B) mit dem Abschluß der
auf die jeweilige Teileinrichtung bezogenen Teilmaßnahme und im Fall der
Abschnittsbildu;q mit dem Abschluß der auf den jeweiligen Abschnitt bezo-
genen Teilmaßnahme.

(Z) Eine Maßnahme oder eine Teilmaßnahme ist abgeschlossen, wenn sie tech-
nisch entsprechend dem Bauprogranun fertiggestellt und tatsächlich und
rechtlich beendeL ist und der Gesamtaufwand feststeLlbar i-st.

s12
Filligkeit

(1) Der Beitrag wird einen Monat
fällig.

nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides

(2\ Ein Vorausleistungsbetrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Voraus-
leistungsbescheides fäIlig.

(3) Für Stundungsanträge gilt die Geschäftsanweisung des Amtes Ortrand über
Stundung, Niederschlagung und ErLaß von Forderungen vom 29.10-1998-

s1s
I'lehrfach erschlosserre Grundstücke

Bei Eckgrundstücken und Grundstücken zwischen zwei oder mehreren Anlagen
wird dei nach dieser Satzung berechnet.e Beitrag nur zu 2/3 erhoben.

S14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 27.06.1995 in Kraft.

8fte.ar.c/. .a.ft'zttE/. .. a.?.f..?1

Amtsdirektor Bürgermeister



Anlage_zur straßenäushaubeitragssaFung der stadt offrand

Hauptverkehrsstraßen

Bahnhoßtraße
Großenhainer Straße

Straße der Einheit

Haupterschließungsstraßen

Altmarkl
Kroppener Straße
Schützenhausstraße

Anliegerstraßen

An der Brautgasse
Brautgasse
Eigenheimweg
Frauenweg
Goetheweg
H^ag
Krakauer Weg
Kroppener Straße -Seifen
Mühlgasse
RathausgaSse
Schulweg
Waldweg

Elsterwerdaer Straße

Kamenzer Straße

Forstgartenstraße
Königsbnicker Straße

Schulstraße

An derPulsnitz
Brunnenstraße
Forstgasse
Fürst-Lynar Straße
Grenzweg
Heidemühlweg
Kirchgasse
Lehnsmühlstraße
Neugasse
Schillerweg
Straße am SportPlatz
Walkteichstraße

Frauendorfer Straße
Lindenauer Straße

Grenzstraße
Ponickauer Straße

AmWehr
Brunnenweg
Friedhoßgasse
Gartenstraße
Große Lamprichte
Heinersdorfer Straße

Kirchplatz
Nfinkwitzweg
Pfarrgasse
Schulgasse
Topfmarkt
Wiesenweg



a

Anlage zur straßenäushauheitragssaEung der stadt ortrand

Hauptverkehrsstraßen

Bahnhofstraße
Großenhainer Straße

Straße der Einheit

lf aupterschließungsstraßen

Altmarlct
Kroppener Straße

Schützenhausstraße

Anliegerstraßen

An der Brautgasse
Brautgasse
Eigenheimweg
Frauenweg
Goetheweg
Haag
Krakauer Weg
Kroppener Straße -Seifen
Mühlgasse
Rathausgasse
Schulweg
Waldweg

Elsterwerdaer Straße
Kamenzer Straße

Forstgartenstraße
Königsbrucker Straße
Schulstraße

An der Pulsnitz
Brunnenstraße
Forstgasse
Fürst-Lynar Straße
Grenzweg
Heidemühlweg
Kirchgasse
I-ehnsmühlstraße
Neugasse
Schillerweg
Straße am Sportplatz
Wallrteichstraße

Frauendorfer Straße
Lindenauer Straße

Grenzstraße
Ponickauer Straße

Am Wehr
Brunnenweg
Friedhofsgasse
Gartenstraße
Große Lamprichte
Heinersdor r Straße
Kirchplatz
Ivfinkwitzweg
Pfarrgasse
Schulgasse
Topfmarkt
Wiesenweg
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